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Textgegenüberstellung zum Entwurf eines Agrar- und Umweltorganisationsgesetzes 2012 

Textgegenüberstellung zu Artikel 1: 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Bundesgesetz über die Bundesämter für Landwirtschaft und die 
landwirtschaftlichen Bundesanstalten 

Bundesgesetz über die Bundesämter für Landwirtschaft und die 
landwirtschaftlichen Bundesanstalten 

§ 2 Abs. 1 Z 1: 
 1. die Bundesanstalt für Agrarwirtschaft (§ 16); 

§ 2 Abs. 1 Z 1: 
 1. die Bundesanstalt für Agrarwirtschaft und Bergbauernfragen (§ 16); 

§ 2 Abs. 1 Z 4: 
 4. die Bundesanstalt für Bergbauernfragen (§ 19); 

§ 2 Abs. 1 Z 4 entfällt 

§ 13. Abs. 3 Z 3: 
 3. Entwicklung und Prüfung von neuen Methoden und 

Verfahrenstechniken von Maschinen, Geräten und Stoffen zur 
Produktion und Be- und Verarbeitung von Erzeugnissen sowie 
Verleihung von Prüfzeichen hierüber; Bearbeitung von speziellen 
Fragen der Pflanzenvermehrung, -ernährung, -gesundheit, des 
Pflanzenschutzes und der Pflanzen- und Früchtehaltbarkeit; 

§ 13 Abs. 3 Z 3 wird folgender Halbsatz angefügt 
Entwicklung und Prüfung von neuen Methoden und Verfahrenstechniken von 
Maschinen, Geräten und Stoffen zur Produktion und Be- und Verarbeitung von 
Erzeugnissen sowie Verleihung von Prüfzeichen hierüber; Bearbeitung von 
speziellen Fragen der Pflanzenvermehrung, -ernährung, -gesundheit, des 
Pflanzenschutzes und der Pflanzen- und Früchtehaltbarkeit; Amtliche 
Anerkennung der Sortenbeschreibung wertvoller alter Obstsorten; 

§ 16: 
neu 

Bundesanstalt für Agrarwirtschaft und Bergbauernfragen 
§ 16. (1) Der Sitz der Bundesanstalt ist Wien. 
(2) Ihr Wirkungsbereich umfasst das Gebiet Agrarwirtschaft unter mikro- und 

makroökonomischen Gesichtspunkten sowie das Gebiet Probleme des Bergraumes und 
anderer Gebiete mit ungünstiger Struktur und der in diesen Räumen lebenden 
Bevölkerung. 

(3) Zum Wirkungsbereich gehören insbesondere: 
 1. Forschung auf dem Gebiet der Agrarwirtschaft Österreichs hinsichtlich 

Betriebswirtschaft, Markt- und Ernährungswirtschaft, Agrarpolitik, 
Agrarsoziologie, Regionalforschung und Regionalpolitik, Natur- und 
Umweltschutz, Agrarstatistik sowie internationaler Wirtschaftsintegration und 
Weltagrarwirtschaft; 

 2. Analysen (Quantifizierungen und Bewertungen) agrarpolitischer Maßnahmen 
sowie der volkswirtschaftlichen Stellung des Agrarsektors; Beobachtung des 
nationalen und internationalen Agrarmarktes und Erstellung von Prognosen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
über dessen Entwicklung; Analyse der regionalen Agrarstrukturentwicklung 
sowie der Effizienz der Agrar- und Regionalförderung; 

Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

  3. Führung eines betriebswirtschaftlichen Kompetenzzentrums Österreichs 
einschließlich Erstellung von Unterlagen für die betriebswirtschaftliche 
Beratung und Planung; Erstellung von agrar- und regionalökonomischen 
Modellen; 

 4. Mitwirkung bei der Erstellung des Grünen Berichtes; 
 5. Forschung in Angelegenheiten des Bergraumes und anderer Gebiete mit 

ungünstiger Struktur; 
 6. Analysen der natürlichen, gesellschaftlichen, ökonomischen und 

politischen Ursachen der Probleme des Bergraumes und anderer Gebiete 
mit ungünstiger Struktur; 

 7. Analyse und Bewertung von Maßnahmen und Instrumenten zur Lösung 
der Probleme des Bergraumes und anderer Gebiete mit ungünstiger 
Struktur; Erarbeitung von produktionstechnischen, sozialen, betrieblichen 
und agrarpolitischen Alternativen; wissenschaftliche Begleitung in der 
Durchführung modellhafter Alternativen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bundesanstalt für Bergbauernfragen 

§ 19. (1) Der Sitz der Bundesanstalt ist Wien. 
(2) Ihr Wirkungsbereich umfasst das Gebiet Probleme des Bergraumes und 

anderer Gebiete mit ungünstiger Struktur und der in diesen Räumen lebenden 
Bevölkerung. 

(3) Zum Wirkungsbereich gehören insbesondere: 
 1. Forschung in Angelegenheiten des Bergraumes und anderer Gebiete mit 

ungünstiger Struktur; 
 2. Analysen der natürlichen, gesellschaftlichen, ökonomischen und 

politischen Ursachen der Probleme des Bergraumes und anderer Gebiete 
mit ungünstiger Struktur; 

 3. Analyse und Bewertung von Maßnahmen und Instrumenten zur Lösung 
der Probleme des Bergraumes und anderer Gebiete mit ungünstiger 
Struktur; Erarbeitung von produktionstechnischen, sozialen, betrieblichen 
und agrarpolitischen Alternativen; wissenschaftliche Begleitung in der 
Durchführung modellhafter Alternativen. 

§ 19: 
entfällt 

Textgegenüberstellung zu Artikel 2: 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Umweltkontrollgesetz Umweltkontrollgesetz 

§ 11 Abs. 2: 
(2) Der Bund hat dem Umweltbundesamt für die Aufwendungen, die dem 

Umweltbundesamt im Zusammenhang mit der Erfüllung der in § 6 Abs. 1 lit. a bis 
c angeführten Aufgaben entstehen, eine Basiszuwendung in der Höhe von 15,3557 
Millionen Euro jährlich zu leisten. Für das Jahr 2002 beträgt jedoch die 
Basiszuwendung für die Monate Jänner bis Mai 6,7312 Millionen Euro, für die 
Monate Juni bis Dezember 8,9575 Millionen Euro. 

§ 11 Abs. 2: 
(2) Der Bund hat dem Umweltbundesamt für die Aufwendungen, die dem 

Umweltbundesamt im Zusammenhang mit der Erfüllung der in § 6 Abs. 1 lit. a bis 
c angeführten Aufgaben entstehen, eine Basiszuwendung in der Höhe von 14,9557 
Millionen Euro jährlich zu leisten. Für das Jahr 2002 beträgt jedoch die 
Basiszuwendung für die Monate Jänner bis Mai 6,7312 Millionen Euro, für die 
Monate Juni bis Dezember 8,9575 Millionen Euro. 

§ 21 Abs. 5: 
neu 

§ 21 Abs. 5: 
(5) § 11 Abs. 2 erster Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL. I Nr. X 

/2012 tritt mit 1. Jänner 2013 in Kraft. 
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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

§ 22 Abs. 2a: 
neu 

(2a) § 2 Abs. 1 Z 1, § 13 Abs. 3 Z 3, § 16 samt Überschrift und § 22 Abs. 3a 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. x/2012 treten mit 1. April 2012 in 
Kraft; gleichzeitig treten § 2 Abs. 1 Z 4 sowie § 19 samt Überschrift außer Kraft. 

§ 22 Abs. 3a: 
neu 

(3a) Die mit 1. April 2012 bestehenden Geschäfts- und Personaleinteilungen, 
Geschäftsordnungen und Tarife der Bundesanstalt für Agrarwirtschaft sowie der 
Bundesanstalt für Bergbauernfragen bleiben bis zur Neuerlassung infolge der 
Zusammenführung dieser Bundesanstalten weiter in Geltung. Die Bestimmung der 
Bundesanstalt für Agrarwirtschaft als Organisationseinheit, bei der die 
Flexibilisierungsklausel zur Anwendung gelangt, BGBl. II Nr. 287/2007, sowie 
der Bundesanstalt für Bergbauern als Organisationseinheit, bei der die 
Flexibilisierungsklausel zur Anwendung gelangt, BGBl. II Nr. 286/2007, bleibt 
unbeschadet der Zusammenführung der beiden Bundesanstalten jeweils bis zum 
31. Dezember 2012 aufrecht. 

Textgegenüberstellung zu Artikel 3: 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Änderung des Umweltförderungsgesetzes 

1. Abschnitt 1. Abschnitt 
Mittelaufbringung Mittelaufbringung 

§ 6. Abs. 1 bis 2c … § 6. Abs. 1 bis 2c … 
(2d) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft kann ab dem Jahr 2003 für Zwecke des österreichischen 
JI/CDM-Programms (§ 35ff) für Ankäufe von Ansprüchen auf 
Reduktionseinheiten Verpflichtungen eingehen. Im Jahr 2003 stehen mindestens 
1 Million Euro, im Jahr 2004 12 Millionen Euro, im Jahr 2005 24 Millionen Euro 
und ab dem Jahr 2006 36 Millionen Euro zur Verfügung. Im Jahr 2007 werden 
zusätzlich 10 Millionen Euro, im Jahr 2008 20 Millionen Euro und ab dem 
Jahr 2009 jeweils zusätzlich 53 Millionen Euro zur Verfügung gestellt. 
Soweit Verpflichtungen bis zu diesem Ausmaß nicht eingegangen oder diese 
Mittel nicht in vollem Ausmaß in Anspruch genommen werden, können diese 

(2d) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft kann ab dem Jahr 2003 für Zwecke des österreichischen 
JI/CDM-Programms (§ 35ff) für Ankäufe von Ansprüchen auf 
Reduktionseinheiten Verpflichtungen eingehen. Im Jahr 2003 stehen mindestens 
1 Million Euro, im Jahr 2004 12 Millionen Euro, im Jahr 2005 24 Millionen Euro 
und ab dem Jahr 2006 36 Millionen Euro zur Verfügung. Im Jahr 2007 werden 
zusätzlich 10 Millionen Euro, im Jahr 2008 20 Millionen Euro und ab dem 
Jahr 2009 jeweils zusätzlich 53 Millionen Euro zur Verfügung gestellt. Im 
Jahr 2012 werden darüber hinaus zusätzlich 20 Millionen Euro zur Verfügung 
gestellt. Soweit Verpflichtungen bis zu diesem Ausmaß nicht eingegangen oder 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Verpflichtungen in den Folgejahren zusätzlich eingegangen werden bzw. stehen 
diese Mittel in den Folgejahren zusätzlich zur Verfügung. Als Vorgriff auf 
Folgejahre können vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft jährlich Verpflichtungen im Ausmaß von höchstens 100 
Millionen Euro eingegangen werden; darüber hinausgehende Vorgriffe bedürfen 
des Einvernehmens mit dem Bundesminister für Finanzen. 

diese Mittel nicht in vollem Ausmaß in Anspruch genommen werden, können 
diese Verpflichtungen in den Folgejahren zusätzlich eingegangen werden bzw. 
stehen diese Mittel in den Folgejahren zusätzlich zur Verfügung. Als Vorgriff auf 
Folgejahre können vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft jährlich Verpflichtungen im Ausmaß von höchstens 100 
Millionen Euro eingegangen werden; darüber hinausgehende Vorgriffe bedürfen 
des Einvernehmens mit dem Bundesminister für Finanzen. 

Abs. 2e bis 3 … Abs. 2e bis 3 … 

5. Abschnitt 5. Abschnitt 

Österreichisches JI/CDM-Programm Österreichisches JI/CDM-Programm 
Ziel Ziel 

§ 35. Ziel dieses Programms ist es, mit der Anwendung der im Protokoll von 
Kyoto zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über 
Klimaänderungen vorgesehenen flexiblen Mechanismen, insbesondere der 
projektbezogenen Mechanismen „Gemeinsame Umsetzung – Joint 
Implementation“ und „Mechanismus für umweltverträgliche Entwicklung – 
Clean Development Mechanism“ (JI- und CDM-Programm) im Rahmen der 
nationalen Ziele des Klimaschutzes und im Einklang mit den Zielen der 
Nachhaltigkeit einen Beitrag in Höhe von insgesamt 45 Millionen 
Emissionsreduktionseinheiten zur Erreichung des österreichischen 
Reduktionsziels von 13 % der Emissionen von Treibhausgasen gemäß Anhang II 
der Entscheidung über die Genehmigung des Protokolls von Kyoto zum 
Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen im 
Namen der Europäischen Gemeinschaft sowie die gemeinsame Erfüllung der 
daraus erwachsenden Verpflichtungen (2002/358/EG), ABl. Nr. L 130 vom 
15.05.2001 S 1, zu leisten. Hievon ausgenommen sind solche Transaktionen 
gemäß Art. 17 des Protokolls von Kyoto, welche nicht projektunterstützt sind. 
Soweit Projekte in Entwicklungsländern durchgeführt werden, sind die Ziele und 
Prinzipien der österreichischen Entwicklungspolitik gemäß § 1 des 
Bundesgesetzes über die Entwicklungszusammenarbeit, BGBl. I Nr. 49/2002 in 
der jeweils geltenden Fassung, zu berücksichtigen. 

§ 35. Ziel dieses Programms ist es, mit der Anwendung der im Protokoll von 
Kyoto zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über 
Klimaänderungen vorgesehenen flexiblen Mechanismen, insbesondere der 
projektbezogenen Mechanismen „Gemeinsame Umsetzung – Joint 
Implementation“ und „Mechanismus für umweltverträgliche Entwicklung – 
Clean Development Mechanism“ (JI- und CDM-Programm) im Rahmen der 
nationalen Ziele des Klimaschutzes und im Einklang mit den Zielen der 
Nachhaltigkeit einen Beitrag in Höhe von insgesamt höchstens 80 Millionen 
Emissionsreduktionseinheiten zur Erreichung des österreichischen 
Reduktionsziels von 13 % der Emissionen von Treibhausgasen gemäß Anhang II 
der Entscheidung über die Genehmigung des Protokolls von Kyoto zum 
Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen im 
Namen der Europäischen Gemeinschaft sowie die gemeinsame Erfüllung der 
daraus erwachsenden Verpflichtungen (2002/358/EG), ABl. Nr. L 130 vom 
15.05.2001 S 1, zu leisten. Voraussetzung für den Ankauf von 
Emissionsreduktionseinheiten gemäß Art. 17 des Protokolls von Kyoto ist, dass 
das Gastland glaubhaft darlegt, dass die dafür von Österreich aufgewendeten 
Mittel ausschließlich für die Finanzierung von Projekten und projektgestützten 
Klimaschutzprogrammen verwendet werden, die eine Verringerung des 
Ausstoßes von Treibhausgasen bewirken. Soweit Projekte in 
Entwicklungsländern durchgeführt werden, sind die Ziele und Prinzipien der 
österreichischen Entwicklungspolitik gemäß § 1 des Bundesgesetzes über die 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Entwicklungszusammenarbeit, BGBl. I Nr. 49/2002 in der jeweils geltenden 
Fassung, zu berücksichtigen. 
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